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Stand: September 2025  

 

Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 419 „Siegstraße“ 

 – 1. Änderung 

(Die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 419 „Siegstraße“ – 1. Ände-

rung ersetzen vollständig die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 419 

„Siegstraße“) 

 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1. Eingeschränktes Gewerbegebiet GEE 1 und GEE 2 (§ 8 BauNVO i. V. m. § 1 

Abs. 5, 6 und 9 BauNVO 

Die eingeschränkten Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung 

von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben ( § 8 Abs. 1 BauNVO).  

1.1.1. Innerhalb des eingeschränkten Gewerbegebietes sind, ausgenommen der 

unter den Ziffern 1.1.2. und 1.1.3 genannten Nutzungen, nicht erheblich belästi-

gende Gewerbebetriebe ( § 8 Abs. 1 BauNVO) sowie alle Anlagen gemäß § 8 

Abs. 2 Nr. 2, 3 und 4 Baunutzungsverordnung zulässig: 

1 Geschäfts- , Büro- und Verwaltungsgebäude 

2 Tankstellen 

3 Anlagen für sportliche Zwecke. 

1.1.2. Ausnahmsweise können zugelassen werden:  

1. Einzelhandelsbetriebe mit nicht-nahversorgungs- und nicht-

zentrenrelevantem Sortiment (siehe Festsetzung Nr. 1.3.) mit einer Ver-

kaufsfläche von maximal 800 qm, einschließlich Randsortimenten aus zen-

tren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten, sofern deren Verkaufs-

fläche das Maximum von 10 % der Gesamtverkaufsfläche nicht überschrei-

tet. 

2. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsin-

haber und Betriebsleiter, die dem Gewerbegebiet zugeordnet sind und ihm 

gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. 

1.1.3. Nicht zulässig sind: 

1. Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungs- und zentrenrelevantem Sorti-

ment gem. der Liste unter Festsetzung Nr. 1.3, ausgenommen die gem. 

Festsetzung 1.1.2 zulässigen Einzelhandelsbetriebe.  
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2. Die gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 2 und 3 ausnahmsweise zulässigen Nutzungen: 

Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke so-

wie Vergnügungsstätten. 

 

1.2. Mischgebiet (§ 6 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO 

Die Festsetzungen zum Mischgebiet dienen vorrangig der planungsrechtli-

chen Sicherung von Bestandsnutzungen wie der Wohnnutzungen sowie 

der Tankstelle vor Ort. 

1.2.1. Allgemein zulässig sind gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 1, 2, 4, 7 BauNVO folgende 

Nutzungen: 

1 Wohngebäude 

2 Geschäfts- und Bürogebäude 

3 Sonstige Gewerbebetriebe 

4 Tankstellen 

1.2.2. Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

Einzelhandelsbetriebe mit nicht-nahversorgungs- und nicht-

zentrenrelevantem Sortiment (siehe Festsetzung Nr. 1.3) mit einer Ver-

kaufsfläche von maximal 800 qm, einschließlich Randsortimenten aus 

zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten, sofern deren 

Verkaufsfläche das Maximum von 10 % der Gesamtverkaufsfläche 

nicht überschreitet. 

1.2.3. Nicht zulässig sind: 

1 Die gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 3 allgemein zulässigen Einzelhandelsbetrie-

be, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherber-

gungsgewerbes, mit Ausnahme der gem. der Festsetzung 1.2.2 zuläs-

sigen Einzelhandelsbetriebe. 

2 Die gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 5 allgemein zulässigen Anlagen für Verwal-

tungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke. 

3 Die gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 6 allgemein zulässigen Gartenbaubetriebe 

4 Die gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnü-

gungsstätten. 

 

1.3. Regelung zur Nahversorgungs- und Zentrenrelevanz von Sortimenten 
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Den Festsetzungen 1.1 sowie 1.2 liegt die „Sankt Augustiner Liste“ zur Bestim-

mung der nahversorgungsrelevanten, zentren- sowie nicht zentrenrelevanten 

Sortimente zugrunde. 

Nahversorgungsrelevante Sortimente: 

- Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren, Facheinzelhandel mit Nahrungs-

mitteln (47.2) 

- Apotheken (47.73) 

- Drogerieartikel (ohne kosmetische Erzeugnisse und Parfümerieartikel) 

(47.75) 

Zentrenrelevante Sortimente: 

- Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte und Software (47.41) 

- Telekommunikationsgeräte (47.42) 

- Geräte der Unterhaltungselektronik (47.43) 

- Haushaltstextilien (z.B. Haus- und Tischwäsche), Kurzwaren, Schneiderei-

bedarf, Handarbeiten sowie Meterware für Bekleidung und Wäsche ohne 

Bettwaren (aus 47.51) 

- Heimtextilien (Gardinen, Dekorationsstoff, Vorhänge, dekorative Decken) 

(aus 47.53) 

- Elektrische Haushaltsgeräte und elektrotechnische Erzeugnisse (ohne 

Großgeräte, wie Herde, Kühlschränke, Spülmaschinen und Waschmaschi-

nen) (aus 47.54) 

- keramische Erzeugnisse und Glaswaren (47.59.2) 

- Musikinstrumente und Musikalien (47.59.3) 

- Haushaltsgegenstände (nicht elektrische Haushaltsgeräte, Koch-, Brat- 

und Tafelgeschirre, Schneidwaren, Bestecke) (aus 47.59.9) 

- Lampen, Leuchten und Beleuchtungsartikel (aus 47.59.9) 

- Bücher (47.61.0) 

- Fachzeitschriften, Unterhaltungszeitschriften und Zeitungen (47.62.1) 

- Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel (47.62.2) 

- bespielte Ton- und Bildträger (47.63) 

- Sportartikel (Sportbekleidung, Sportschuhe, Sportgeräte) (aus 47.64.2) 

- Spielwaren, Bastelartikel (47.65) 

- Bekleidung (47.71) 

- Schuhe, Lederwaren und Reisegepäck (47.72) 
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- medizinische und orthopädische Artikel (47.74) 

- kosmetische Erzeugnisse und Parfümerieartikel (aus 47.75) 

- Schnittblumen (aus 47.76.1) 

- Uhren und Schmuck (47.77) 

- Augenoptiker (47.78.1) 

- Foto- und optische Erzeugnisse (47.78.2) 

- Kunstgegenstände, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Briefmarken, 

Münzen und Geschenkartikel (47.78.3) 

Nicht-zentrenrelevante Sortimente 

- Bettwaren (u. a. Matratzen, Lattenroste, Ober- und Unterdecken) (aus 

47.51) 

- Metall- und Kunststoffwaren (u. a. Schrauben und -zubehör, Kleineisenwa-

ren, Bauartikel, Dübel, Beschläge Schlösser und Schlüssel, Installations-

bedarf für Gas, Wasser, Heizung und Klimatechnik, Bauelemente aus Ei-

sen, Metall und Kunststoff, Werkzeuge aller Art; Werkstatteinrichtungen, 

Leitern, Lager- und Transportbehälter, Spielgeräte für Garten und Spiel-

platz, Drahtwaren, Rasenmäher) (47.52.1) 

- Anstrichmittel, Elektroinstallationszubehör, Bau- und Heimwerkerbedarf 

47.52.3 

- Tapeten und Bodenbeläge, Teppiche (aus 47.53) 

- elektrische Haushaltsgeräte - Großgeräte (u. a. Herde, Kühlschränke, 

Spülmaschinen und Waschmaschinen) (aus 47.54) 

- Wohnmöbel, Kücheneinrichtungen, Büromöbel (47.59.1) 

- Holz-, Kork- , Flecht- und Korbwaren (u. a. Drechslerwaren, Korbmöbel, 

Bast- und Strohwaren), Kinderwagen (aus 47.59.9) 

- Bedarfsartikel für den Garten, Gartenmöbel, Grillgeräte (aus 47.59.9) 

- Fahrräder, Fahrradteile und –zubehör (47.64.1) 

- Campingartikel und Campingmöbel (aus 47.64.2) 

- Pflanzen, Saatgut und Düngemittel (u. a. Baumschul-, Topf- und Beet-

pflanzen, Weihnachtsbäume, Blumenbindereierzeugnisse, Blumenerde, 

Blumentöpfe) (aus 47.76.1) 

- Zoologischer Bedarf und lebende Tiere (47.76.2) 

- Einzelhandel mit Antiquitäten und Gebrauchtwaren (47.79) 
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2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 16 BauNVO)  

2.1. Höhe der baulichen Anlagen 

2.1.1. Die maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen innerhalb des Gewerbe-

gebietes ergibt sich aus der zeichnerischen Festsetzung in den jeweiligen über-

baubaren Grundstücksflächen.  

2.1.2. Der Bezugspunkt für die Höhenfestsetzung (§ 18 Abs. 1 Baunutzungsverord-

nung) wird mit 55,00m über NHN festgesetzt. 

 

3. Festsetzung zum erweiterten Bestandsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. 

m. § 1 Abs. 10 BauNVO) 

3.1. Eine gemäß den Festsetzungen der vorliegenden Bebauungsplanänderung 

weder allgemein noch ausnahmsweise zulässige bauliche Änderung und Er-

neuerung von Einzelhandelsbetrieben kann, einschließlich einer Veränderung 

der angebotenen Sortimentsstruktur (gemäß der Ziffern 1.1.1, 1.1.2 und 1.1.3 

sowie 1.2.1, 1.2.2 und 1.2.3) und auch einer geringfügigen Erweiterung der 

Verkaufsfläche, ausnahmsweise zugelassen werden, wenn der Betrieb zum 

Zeitpunkt des Inkrafttretens der vorliegenden Bebauungsplanänderung bereits 

bestandskräftig zulässig gewesen ist und hierdurch keine negativen städtebau-

lichen Auswirkungen zu erwarten sind. Konkret vom erweiterten Bestands-

schutz betroffen sind folgende Betriebe: 

- Heimtierbedarf: Fressnapf Sankt Augustin Siegstraße 2, 53757 Sankt Augus-

tin (Gemarkung Obermenden, Flur 6, Flurstück 3548) 

- Lebensmitteldiscounter: Lidl Filiale Siegstraße 2, 53757 Sankt Augustin (Ge-

markung Obermenden, Flur 6, Flurstücke 2737, 2739, 2741, 2781, 3364, 

3365, 3369, 3370, 3415, 3547, 3549, 3551, 3556) 

- Getränkehandel: Getränke W. Theisen GmbH, Siegstraße 2b, 53757 Sankt 

Augustin (Gemarkung Obermenden, Flur 6, Flurstücke 3570, 3571) 

3.2. Geringfügige Erweiterungen der Verkaufsflächen der unter Ziffer 3.1 benann-

ten Betriebe werden je Betrieb auf maximal 20 % der zum Zeitpunkt des Inkraft-

tretens der vorliegenden Bebauungsplanänderung zulässigen Verkaufsfläche 

der Nutzungen begrenzt, soweit eine Gesamtverkaufsfläche von 800 qm je Be-

trieb danach nicht überschritten wird. 

3.3. Werden die baulichen Anlagen der unter Ziffer 3.1 benannten Betriebe zum 

Zwecke einer gemäß Ziffer 3.1 vorgesehenen Erneuerung beseitigt, bleibt die 

allgemeine oder ausnahmsweise Zulässigkeit des Betriebes gewahrt. Erfolgt die 

Beseitigung der baulichen Anlagen aus anderen Gründen, entfällt die allgemei-

ne oder ausnahmsweise Zulässigkeit des Betriebes im Sinne der Festsetzun-

gen zum erweiterten Bestandsschutz. 
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4. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen sowie 

Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

4.1. Innerhalb des GEE 2 darf die durch ein (*) gekennzeichnete westliche Bau-

grenze durch ein Vordach um max. 3,60m überschritten werden (§23(3) BauN-

VO). 

4.2. Innerhalb des Mischgebietes darf die durch ein (*) gekennzeichnete Baugren-

ze entlang der Siegstraße durch ein Tankstellenvordach unter Berücksichtigung 

der notwendigen seitlichen Abstandsflächen um maximal 4,00m überschritten 

werden (§23 (3) BauNVO). 

 

5. Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. §12 BauNVO) 

5.1. Im gesamten Bebauungsplangebiet sind Garagen außerhalb der überbauba-

ren Grundstücksfläche und außerhalb der nach §9 (1) Nr. 4 BauGB festgeleg-

ten Bereiche nicht zulässig (§ 12 Abs. 6 BauNVO). 

 

6. Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädli-

chen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

6.1. Auf den gemäß §9(1) Nr. 24 BauGB gekennzeichneten Flächen ist eine Lärm-

schutzwand /-wall in einer Höhe von 4,00m zu errichten. 

6.2. Im Bereich der überbaubaren Flächen des GEE1 (südliche Baugrenze) und 

GEE2 (östliche Baugrenze) kann auf die Errichtung einer 4,00m hohen Lärm-

schutzwand verzichtet werden, wenn die vorgesehenen bzw. bestehenden Ge-

bäude die gleiche akustische Abschirmung aufweisen. 

6.3. Bei Veränderungen oder Abgängigkeit der Gebäude ist eine entsprechende 

Lärmschutzwand zu errichten bzw. Maßnahmen mit gleicher akustischer Ab-

schirmung durchzuführen. 

 

7. Pflanzgebote (§ 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB) 

7.1. Auf der mit „A“ gekennzeichneten Fläche ist eine Fassadenbegrünung der an-

grenzenden Gebäudeabschlusswand mit Pflanzen aus der nachfolgenden Liste 

vorzunehmen: Immergrünes Geisblatt (Lonicera henryi), Scharlach-Wein (Vitis 

coignetiae), Gewöhnliches Geisblatt (Lonicera caprifolium), Pfeifenwinde (Aris-

tolochia macriophylla). 

7.2. Des weiteren sind 4 schlankwachsende, schmalkronige Bäume z.B. Mehlbee-

re (Sorbus aria) zu pflanzen.  
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7.3. Die Unterpflanzung ist mit mittelgroßen Sträuchern (Wolliger Schneeball 

(Viburnum lantanta), Pfaffenhütchen (Euonymos europaea), Kriechende Rose 

(Rosa arvensis) ) im Dreiecksverband 1m x 1,50m, sowie Stauden (schattenge-

eignete Arten) durchzuführen. 

7.4. Auf den mit „B“ gekennzeichneten Flächen sind mittelgroße Sträucher (Wolli-

ger Schneeball (Viburnum lantanta), Pfaffenhütchen (Euonymos europaea), 

Kriechende Rose (Rosa arvensis) ) im Dreiecksverband 1m x 1,50m zu pflan-

zen. Die Unterpflanzung ist mit schattengeeigneten Stauden vorzunehmen. 

7.5. Auf den mit „B1“ gekennzeichneten Flächen darf die Bepflanzung eine Höhe 

von 0,70 m nicht überschreiten. 

7.6. Auf der nicht überbaubaren Fläche des GEE1 sind insgesamt 7 Bäume aus 

der folgenden Pflanzliste zu pflanzen: Spitzahorn, Linde, Esche. 

 

8. Erhaltung von Bäumen und Sträuchern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

8.1. Der Gehölzstreifen entlang der öffentlichen Verkehrsfläche ist zu erhalten und 

zu pflegen (Erhaltungsschnitte). 

8.2. Abgängige Gehölze sind durch Nachpflanzungen entsprechend der folgenden 

Pflanzliste (Spitzahorn, Linde, Esche) zu ersetzen. 

 

 

Fachbereich 6 - Stadtplanung und Bauordnung 

Stand: September 2025 

 

Hinweise: 

 

Hochwasserschutz und Starkregen 

Die Hochwassergefahrenkarte NRW zeigt für Hochwasserereignisse der Sieg mit 

mittlerer Eintrittswahrscheinlichkeit (HQ100) eine Einstautiefe von bis zu 0,5 Meter 

an. Für den Fall eines seltenen Hochwasserereignisses (HQextrem) beträgt die für 

das Plangebiet angezeigte Einstautiefe für weite Teile des Plangebietes zwischen 

0,5 und 1 Meter. Für den Bereich der öffentlichen Verkehrsfläche im Norden des 

Plangebietes werden Einstautiefen bis zu 2 Meter angezeigt. Die Starkregengefah-

renhinweiskarte NRW weist in Teilbereichen des Plangebietes zudem eine Überflu-

tung bei außergewöhnlichen und extremen Niederschlagsereignisse aus. Bei der 

Ausführung von Baumaßnahmen sind entsprechend geeignete Vorsorgemaßnahmen 

zur Vermeidung bzw. Verringerung des Schadenpotentials zu berücksichtigen.  
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Trinkwasserschutz 

Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzzone III B, Einzugsgebiet der Was-

sergewinnungsanlage Meindorf im unteren Sieggebiet. Für die Errichtung von Stra-

ßen, Wegen und von Rohrleitungsanlagen (Kanäle) ist gemäß § 4 (1) Ziff. 4, 6 und 

10 der Wasserschutzgebietsverordnung die Erteilung einer wasserrechtlichen Ge-

nehmigung nach der Schutzzonenverordnung erforderlich. Die wasserrechtliche Ge-

nehmigung ist vor Baubeginn beim Rhein-Sieg-Kreis zu beantragen. 

Die Befestigung der Zufahrten, Zugänge sowie Stellplätze mit wasserdurchlässigem 

Material (Ökopflaster oder Rasengittersteine) ist in der Wasserschutzzone III B der 

Wassergewinnungsanlage Meindorf nicht zulässig. 

 

Kampfmittel 

Bei Kampfmittelfunden während der Erd-/Bauarbeiten sind die Arbeiten aus Sicher-

heitsgründen sofort einzustellen und die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der 

Kampfmittelräumdienst zu verständigen. 

 

Denkmalschutz 

Die Bestimmungen der §§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW sind zu beachten. 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Bodenfunde und -befunde oder 

Zeugnisse tierischen und pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit sind, ge-

mäß des nordrhein-westfälischen Denkmalschutzgesetzes (DSchG NRW), der Ge-

meinde als Untere Denkmalbehörde oder der Außenstelle Overath des LVR-Amtes 

für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Gut Eichthal/ 51491 Overath, unverzüglich 

mitzuteilen. Das Bodendenkmal sowie die Fundstelle sind zunächst unverändert zu 

erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege im Rheinland zum 

Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 

 

Altlasten 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich die Altlastenverdachtsfläche 

Nr. 5209/121. Neben einer Erstbewertung wurden ergänzende umwelt- und abfall-

technische Untersuchungen vorgenommen. Baubegleitend wurde die Beseitigung 

der vorhandenen Kontaminationsherde fachgutachterlich betreut. Im Bereich dieser 

Altstandortfläche befinden sich großflächige, künstliche Auffüllungen. Dies ist bei zu-

künftigen Eingriffen in den Untergrund, bei der ordnungsgemäßen Beseitigung 

/Verwertung der Aushubmassen zu berücksichtigen. 
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Seit der Rechtskraft des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ wurden in dessen 

Geltungsbereich zusätzlich der Altstandort 5209/0121-0 (Flur 6, Flurstücke 2737, 

2739, 2741, 3415, 3364, 3365, 3547 sowie Teile der öffentlichen Verkehrsfläche im 

Bereich des Kreisverkehres) der Altstandort 5209/2019-0 (Flur 6, Flurstücke 3570, 

3569) sowie der Betriebsstandort 5209/2029-0 (Flur 6, Flurstücke 2172, 3541, 3569) 

nachrichtlich registriert. Da im Zuge der vorliegenden Bebauungsplanänderung auf 

eine Überarbeitung der zeichnerischen Festsetzung und eine entsprechende nach-

richtliche Darstellung der Altstandorte verzichtet wird, ergibt sich die genaue Veror-

tung der Flächen aus dem unten abgedruckten Kartenausschnitt. 

Im Rahmen von geplanten Baumaßnahmen im Bereich der erfassten Flächen ist das 

Amt für Umwelt- und Naturschutz des Rhein-Sieg-Kreises, Abt. Grundwasser- und 

Bodenschutz, im Baugenehmigungsverfahren zu beteiligen. 

 

 

Abbildung 1 : Altlastenverdachtsflächen im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 419 

"Siegstraße" 
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Bodenschutz 

Im Rahmen der Baumaßnahme anfallendes bauschutthaltiges oder organoleptisch 

auffälliges Bodenmaterial ist ordnungsgemäß zu entsorgen. 

Vor der Entsorgung (Verwertung oder Beseitigung) von verunreinigten Bodenaushub 

(> BM 0 nach Ersatzbaustoffverordnung), ist der Probenahme- und Analyseumfang 

mit dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz (Tel. 02241/13-2759 

oder -3163), abzustimmen. 

Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem 

Rhein-Sieg-Kreis mitzuteilen (§ 47 Abs. 1 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)). Dazu 

ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder die wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) 

der Einbaustelle vorzulegen. 

 

Artenschutz – Vogelschlag an Gebäuden 

Durch bauliche Maßnahmen soll der Vogelschlag an Glasflächen vermieden werden. 

Geeignete Maßnahmen zur Reduktion von gefahrvollen Durchsichten und Spiege-

lungen liegen in der Verwendung halbtransparenten Glases, hochwirksamer Markie-

rungen und Abschattungen insbesondere an risikobehafteten, verglasten Gebäude-

kanten, Fußgängerbrücken/ -durchgängen, transparenten Balkongeländern und Win-

tergärten. 

 

Artenschutz – Lichtemissionen 

Notwendige Beleuchtungen des öffentlichen und privaten Raumes sowie von bauli-

chen Anlagen sollen technisch und konstruktiv so angebracht, mit Leuchtmitteln ver-

sehen und betrieben werden, dass Tiere und Pflanzen wildlebender Arten vor ver-

meidbaren nachteiligen Auswirkungen durch Lichtemissionen geschützt sind. 

Beleuchtungsplanungen für den öffentlichen Raum sollen Aussagen zur Beleuch-

tungsstärke, Leuchtdichte, beleuchteter Fläche, Abstrahlungsgeometrie, zum Farb-

spektrum und ggf. zur Regulierung der Beleuchtungsstärke treffen. Weitere Informa-

tionen können der LANUV-Info 42 (2018): „Künstliche Außenbeleuchtung -Tipps zur 

Vermeidung und Verminderung störender Lichtimmissionen werden. 

 

Werbeanlagen 

Werbeanlagen, die innerhalb eines Abstandes von 20,00m zum Fahrbahnrand der 

L143 (Seitenast „Am Bauhof“) errichtet werden sollen, bedürfen der gesonderten Zu-

stimmung des Landesbetriebes Straßenbau NW (§ 28 StrWG NRW) 
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Der Rat hat am …………….. 

beschlossen, diese Bebauungsplanänderung 

aufzustellen. 

(§ 2 Abs. 1. BauGB) 

 

Sankt Augustin, den ……………..20 

 

                                         …………….. 

                                        Bürgermeister 

 

(Siegel) 

                                         …………….. 

                                          Ratsmitglied 

 

 

Dieser Beschluss wurde am …………….. 

ortsüblich bekannt gemacht. 

(§ 2 Abs. 1 BauGB) 

 

Sankt Augustin, den ……………..20 

 

 

 

 

 

       (Siegel)   …………….. 

                      Bürgermeister 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ist in 

der Zeit vom …………….. bis ……………..erfolgt. 

(§ 3 Abs. 1 BauGB) 

 

Sankt Augustin, den ……………..20 

 

 

 

 

 

       (Siegel)   …………….. 

                      Bürgermeister 

 

 

Diese Bebauungsplanänderung wurde mit 

Begründung nach Beschluss des Rates am 

……………..in der Zeit vom ……………..bis 

……………..veröffentlicht. Die Veröffentlichung 

wurde am ……………..ortsüblich bekannt 

gemacht (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

 

Sankt Augustin, den ……………..20 

 

 

       (Siegel)   …………….. 

                      Bürgermeister  

 

 

Diese Bebauungsplanänderung wurde mit 

Begründung nach Beschluss des Rates 

am……………..in der Zeit vom 

……………..bis……………..erneut veröffentlicht. 

Die erneute Veröffentlichung wurde am 

……………..ortsüblich bekanntgemacht. (§ 3 

Abs. 2 BauGB i. V. m. § 4a BauGB) 

 

Sankt Augustin, den ……………..20 

 

 

       (Siegel)   …………….. 

                      Bürgermeister 

 

 

…….Änderung aufgrund von Anregungen gemäß 

Beschlussfassung des Rates vom 

……………..20 

(§ 3 Abs. 2 BauGB) 

 

Sankt Augustin, den ……………..20 

 

 

 

 

 

       (Siegel)   …………….. 

                      Bürgermeister 
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Diese Bebauungsplanänderung wurde vom Rat 

am……………..als Satzung beschlossen. 

(§ 10 BauGB, § 86 BauO NRW) 

 

Sankt Augustin, den ……………..20 

 

 

                                         …………….. 

                                        Bürgermeister 

 

(Siegel) 

                                         …………….. 

                                          Ratsmitglied 

 

 

Dieser Plan ist der Urkundsplan. * 

Dieser Plan stimmt mit dem Urkundsplan und 

den darauf verzeichneten Vermerken überein. * 

Zu diesem Plan gehört ein gesonderter Teil mit 

Festsetzungen durch Text. * 

 

Sankt Augustin, den ……………..20 

 

 

                             (Siegel)   …………….. 

                                           Bürgermeister 

 

* Nichtzutreffendes streichen 

 

 

Die Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses 

erfolgte am ……………..20 

Die Bebauungsplanänderung ist somit am 

……………..in Kraft getreten. 

(§10 Abs. 3 BauGB) 

 

Sankt Augustin, den ……………..20 

 

 

                             (Siegel)   …………….. 

                                           Bürgermeister 

 

* Nichtzutreffendes streichen 

 

 

Entwurf und Anfertigung 

Stadt Sankt Augustin 

Der Bürgermeister 

FB Stadtplanung und Bauordnung 

 

Sankt Augustin, den ……………..20 

 

Im Auftrage: 

 

 

 

              (Siegel)   …………….. 

 

 


